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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Organisation der Bundesrechtspflege

In der Sommersession 2018 nahmen die Räte den Geschäftsbericht des
Bundesgerichtes 2017 zur Kenntnis. Die Kommissionssprecherinnen und -sprecher –
im Ständerat Hans Stöckli (sp, BE) und im Nationalrat Corina Eichenberger-Walther
(fdp, AG) sowie Philippe Nantermod (fdp, VS) – hoben verschiedene Elemente des
Berichts hervor. So wurde etwa die Einführung des elektronischen Gerichtsdossiers
nach «einem harzigen Start» (Stöckli) oder der rege Austausch von Bundesrichterinnen
und Bundesrichtern mit Kolleginnen und Kollegen am Europäischen Gerichtshof für
Menschenrechte (EGMR) erwähnt, wobei man habe erwirken wollen, dass letzterer
weniger stark ins nationale Recht eingreife. Stark hervorgehoben wurde freilich
insbesondere, dass 2017 mit total 8’029 Fällen erneut ein Rekordjahr war (2016: 7'743),
wobei die Zunahme vor allem bei der strafrechtlichen und der Ersten öffentlich-
rechtlichen Abteilung zu verzeichnen war. Sie stehe auch in Verbindung mit dem in der
Strafprozessordnung installierten Ausbau der Verteidigungsrechte im
Staatsanwaltsmodell, das einen grösseren Spielraum für die Anfechtung von
Entscheiden erlaube. Die Anzahl erledigter Fälle (7'782; 2016: 7'811) und die
durchschnittliche Verfahrensdauer (144 Tage; 2016: 140 Tage) entsprechen den Werten
des Vorjahres. Es wurde betont, dass diese Zahlen eine Zielverfehlung anzeigten: Die
Totalrevision des Bundesgerichtsgesetzes, die nun seit 12 Jahren in Kraft sei, hätte die
Entlastung der Gerichte bewirken sollen, was aber klar nicht erreicht worden sei. Die
anstehende Teilrevision dieses Gesetzes sei deshalb wichtig. Dies sehe auch das
Bundesgericht selber so, wie dessen Vizepräsidentin Martha Niquille in der
ständerätlichen Debatte betonte: Es brauche unbedingt eine Entlastung, wenn die
Qualität der Rechtsprechung gewahrt werden solle. Man sei im Prinzip mit der Vorlage,
wie sie jetzt bereits vorliege, einverstanden – so die Vizepräsidentin weiter. Allerdings
warnte sie vor der Idee der subsidiären Verfassungsbeschwerde. Dieses
Auffangrechtsmittel sei eher eine Zusatzbelastung und die Erfolgsquote sei derart
bescheiden – von den 427 im Jahr 2017 eingegangenen subsidiären
Verfassungsbeschwerden seien lediglich 8 gestützt worden –, dass man es getrost
streichen könne. Auch Ulrich Meyer, der Präsident des Bundesgerichtes, der in der
nationalrätlichen Debatte zugegen war, verwies auf die Bedeutung der Revision. Zwar
könne man dank grosser interner Flexibilität und Zu- und Umteilungen von Fällen auf
andere Abteilungen die Arbeitslast einigermassen bewältigen, dieses Vorgehen sei aber
auf Dauer nicht möglich. 
Beim Bundesverwaltungsgericht war die Anzahl neuer Fälle (7’365) im Vergleich zum
Vorjahr (8102) etwas zurückgegangen; allerdings seien auch etwas weniger Fälle
abgeschlossen worden (7'385; 2016: 7’517) womit sich auch die Erledigungsdauer von
212 auf 268 Tage erhöht habe. Die Zunahme sei vor allem der komplexer werdenden
Fälle im Kartell- und Wettbewerbsrecht geschuldet. Erfreulich sei hingegen, dass dank
der temporären Aufstockung der Richterstellen im Asylbereich die dortigen Rückstände
abgebaut werden könnten. 
Im Geschäftsbericht des Bundesstrafgerichtes wurde ausgewiesen, dass mehr Fälle
erledigt werden konnten (852; 2016: 787) als eingegangen waren (805; 2016: 901). 
Das Bundespatentgericht schliesslich hatte 34 neue Fälle zu verzeichnen (2016: 27) und
konnte 2017 deren 24 erledigen (2016: 24). 
Die Kommissionssprecherin und die Kommissionssprecher betonten, dass
verschiedene Umfragen unter Anwälten und Prozessparteien gezeigt hätten, dass man
mit der Arbeit der verschiedenen Gerichte sehr zufrieden sei. Die Schweiz habe eine
«gut funktionierende Gerichtsbarkeit» (Stöckli); die «Zusammenarbeit und der
Betrieb» liefen gut (Eichenberger-Walther).   
Der Geschäftsbericht wurde von beiden Kammern zur Kenntnis genommen und mit
Annahme des Bundesbeschlusses über den Geschäftsbericht des Bundesgerichtes für
das Jahr 2017 genehmigt. 1
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In der Herbstsession wurde der Geschäftsbericht des Bundesgerichts 2019 von den
Räten zur Kenntnis genommen und gutgeheissen. Die Sprecherin und der Sprecher der
GPK und der Subkommissionen Gerichte – Manuela Weichelt-Picard (al, ZG) und
Philippe Nantermod (fdp, VS) – empfahlen dem Nationalrat, den Bericht zu genehmigen,
und fassten die wichtigsten Elemente zusammen. 
Die Geschäftslast sei – vor allem in der strafrechtlichen, der zweiten zivilrechtlichen
und den beiden öffentlich-rechtlichen Abteilungen – nach wie vor sehr hoch, habe aber
trotz Pensionierung und Ersatz von 6 von 38 ordentlichen Bundesrichterinnen und
Bundesrichtern im Verlauf des Berichtjahres bewältigt werden können. Insgesamt seien
7'937 Fälle behandelt worden (2018: 8'041). Die Personalstrategie sei angepasst worden
und man habe noch vor Corona Home-Office für die Gerichtsschreibenden eingeführt
sowie mit der Beteiligung an einer Institution mit Krippenplätzen für eine bessere
Vereinbarkeit von Beruf und Familie gesorgt. 
Die Digitalisierung schreite auch im Rahmen des Projekts «Justitia 4.0» voran, wenn
auch nicht so rasch wie gewünscht. 2019 sei die Revision des Bundesgerichtsgesetzes
zwar gescheitert, Bundesgerichtspräsident Ulrich Meyer (sp) ersuche die Räte aber, die
nicht strittigen Punkte aus der Revision möglichst rasch wieder aufzunehmen.
Weichelt-Picard berichtete auch über die Aufsichtsaufgaben, welche das
Bundesgericht gegenüber den anderen eidgenössischen Gerichten hat. Das
Bundesgericht sei 2019 gebeten worden, die Probleme beim Bundesstrafgericht zu
untersuchen. In den Medien waren Führungsschwäche und Mobbing vermutet worden.
Der Bundesgerichtspräsident habe sich zuerst zwar noch verhalten optimistisch zur
Lage am Bundesstrafgericht geäussert, allerdings seien Ende 2019 neue Vorwürfe
aufgetaucht, denen das Bundesgericht nun zusätzlich nachgehen müsse. Der
Nationalrat nahm den Bundesbeschluss über den Geschäftsbericht in der Folge
diskussionslos an.

Der Ständerat verspürte grössere Lust zur Diskussion über den Bericht. Carlo
Sommaruga (sp, GE) erinnerte daran, dass der Jahresbericht des Bundesgerichts in der
Regel im ersten Semester und nicht erst drei Monate vor Ende des Jahres debattiert
werde. Covid-19 habe aber nun zu dieser Verschiebung geführt und er behalte sich
deshalb vor, neben seinem Bericht für die Kommission auch ein paar Bemerkungen zu
aktuellen Ereignissen einfliessen zu lassen. Auch er ging auf die Fallzahlen ein: 2019
seien 7'884 neue Fälle ans Bundesgericht gelangt, 86 mehr als im Vorjahr. Die Zahl
pendenter Fälle habe im Vergleich zum Vorjahr hingegen marginal abgenommen. Im
Schnitt habe die Zeit für die Erledigung eines Falls 140 Tage betragen. 
Sommaruga hob aus dem Bericht weiter hervor, dass die Berufungskammer des
Bundesstrafgerichts noch immer nicht in einem anderen Gebäude untergebracht sei,
wie dies eigentlich geplant gewesen war. 
Das Bundesverwaltungsgericht habe 2019 mit 6'965 neuen Fällen ebenfalls eine hohe
Geschäftslast gehabt, führte Sommaruga weiter aus; mit 7'157 erledigten Prozessen und
einer Verringerung der Dauer eines Falls (von 2018 durchschnittlich 284 auf 264 Tage)
hätten die Pendenzen aber abgebaut werden können. 
Auch im Ständerat war die Untersuchung der Vorkommnisse beim Bundesstrafgericht
Thema. Leider – so Sommaruga – sei der Untersuchungsbericht gleichzeitig bei der GPK
und bei der Presse gelandet, was viel Ärger ausgelöst habe. Die Geschichte sei aber
noch nicht zu Ende. 
In der Folge nahm Bundesgerichtspräsident Ulrich Meyer als Gast der kleinen Kammer
Stellung zu diesem «Fall Bellinzona». Man habe bereits im Januar 2020 mit der
Untersuchung begonnen und dann den Abschlussbericht im April 2020 gleichzeitig im
Internet aufgeschaltet und der GPK abgegeben. Dies entspreche der eigenen Praxis und
sei mit der Subkommission Gerichte abgesprochen gewesen. Nach acht Jahren
Tätigkeit in der Aufsichtsbehörde des Bundesgerichts wolle er die Empfehlung abgeben,
dass die GPK und die Aufsichtsbehörden zusammenarbeiten und nicht Gegensätze
suchen sollten. Ziel müsse es sein, sicherzustellen, dass die Gerichte ordnungsgemäss
funktionierten. Dass dies der Fall sei, könne er garantieren. Carlo Sommaruga insistierte
in der Folge, dass die Veröffentlichung des Berichts im Internet mit Namensnennung
nicht abgesprochen gewesen sei. 
Ebenfalls bezugnehmend auf ein aktuelles Ereignis stellte in der Folge Beat Rieder (cvp,
VS) «unverblümt eine direkte Frage an den Herrn Bundesgerichtspräsidenten», nämlich
wie er zu Gesuchen auf Verschiebung der Bundesrichterwahlen stehe. In der Tat
standen am folgenden Tag die Gesamterneuerungswahlen des Bundesgerichtes an, bei
denen aufgrund der Forderung der SVP, einen Bundesrichter nicht zu bestätigen, ein
Verschiebungsgesuch der SP diskutiert werden sollte. Meyer argumentierte, dass er sich
als Bundesrichter nicht in parlamentarische Geschäfte einmischen wolle. Dies sei
gelebte Gewaltenteilung. Seine persönliche Meinung, nachdem er zwölfmal gewählt und
wiedergewählt worden sei, sei aber, dass man mit einer Verschiebung keine Probleme
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lösen würde.
Auch der Ständerat nahm den Bundesbeschluss schliesslich ohne Diskussion an. 2

Die eidgenössischen Gerichte entscheiden intern, welche Fälle welchen Richterinnen
oder Richtern zugeordnet werden bzw. wie sich die Gerichtskollegien zusammensetzen,
denen diese Fälle zugewiesen werden. Die Bildung dieser ein- bis maximal
siebenköpfigen sogenannten Spruchkörper sowie die Geschäftsverteilung, die im
Bundesgericht und im Bundesverwaltungsgericht mittels Softwareprogrammen und in
den anderen eidgenössischen Gerichten manuell erfolgt, ist in der Schweiz von einiger
Brisanz. Weil Richterinnen und Richter mittels Parteienproporz gewählt werden, kann
vermutet werden, dass je nach parteilicher Zusammensetzung eines Spruchkörpers
andere Urteile gefällt werden. Insbesondere die «Justizinitiative» hatte solche
Diskussionen, die letztlich die Unabhängigkeit der Judikative tangieren, verstärkt
angeregt, wobei diesen Diskussionen jedoch die Grundlagen gefehlt hatten, da die
konkrete Praxis der einzelnen Gerichte kaum bekannt war. Dies nahmen die GPK Anfang
2019 zum Anlass, die PVK mit einer Evaluation zu Spruchkörperbildung und
Geschäftsverteilung an den eidgenössischen Gerichten zu beauftragen. 
Auf der Basis dieser PVK-Evaluation, die am 5. November 2020 vorgelegt worden war,
veröffentlichten die GPK im Juni 2021 einen Bericht, der eine «grundsätzlich
positive[...] Bilanz» zog: Die Spruchkörperbildung entspreche Verfassungsgrundsätzen
und internationalen Rechtsnormen, Willkür zeige sich dabei in keinem der
untersuchten Fälle. Es gebe aber durchaus einige «Lücken und Schwachstellen». So
seien die angewandten Verfahrensregeln nicht immer verschriftlicht oder überhaupt
nicht veröffentlicht, zudem würde den Beteiligten eines Verfahrens nicht immer aktiv
mitgeteilt, wie der Spruchkörper zusammengesetzt sei. Entsprechend gaben die GPK
Empfehlungen ab: So verlangten sie etwa eine jährliche Berichterstattung über die
Bildung der Spruchkörper und regten an, dies auch im jährlichen Geschäftsbericht der
Bundesgerichte der interessierten Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Darüber hinaus
verlangten die GPK vom Bundesstrafgericht die Prüfung der Entwicklung einer Software
für die Zuteilung der Geschäfte. Beim Bundespatentgericht, das die Zuteilung ebenfalls
manuell vornimmt, sei dies in Anbetracht der «überschaubaren Anzahl Fälle» nicht
erforderlich. Schliesslich soll das Bundesgericht aus Transparenzgründen wieder
ausweisen, welcher Partei seine Mitglieder angehören.

Die Diskussionen um die Spruchkörperbildung nahmen nach der Veröffentlichung des
Berichts freilich nicht ab. Auf der einen Seite erhob Asylanwalt Gabriel Püntner in den
Medien schwere Vorwürfe gegen das Bundesverwaltungsgericht. Die meisten seiner
Fälle würden Spruchkörpern zugeteilt, in denen Richterinnen und Richter, die der SVP
angehören, in der Mehrheit seien. Im Februar 2022 reichte Püntner deshalb
Strafanzeige gegen einen «noch zu bestimmenden Personenkreis innerhalb» des
Bundesverwaltungsgerichts ein, bei dem er vermute, dass er das «System der
Spruchkörperbildung [...] beeinflusse». In der Tat zeigte eine aktuelle Studie, dass fast
die Hälfte der automatisierten Zuteilung der Fälle nachträglich manuell übersteuert
wurde; insbesondere im Asylrecht. Dabei sei nicht nachvollziehbar, weshalb diese
Eingriffe durchgeführt worden seien. 
Auf der anderen Seite wurde in den Medien über einen konkreten Fall berichtet: Einem
SVP-Richter am Bundesverwaltungsgericht werde Amtsmissbrauch vorgeworfen, weil er
eigenhändig und entsprechend vorschriftswidrig den Spruchkörper neu eingeteilt habe,
in dem er selber sass, so der Tages-Anzeiger. 
Ende Mai 2022 gab das Bundesverwaltungsgericht bekannt, die interne
Spruchkörperbildung unabhängig überprüfen zu lassen. Auch die GPK kündigten an, die
Geschäftszuteilung an den Bundesgerichten im Auge behalten zu wollen. 3
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